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Betreibungsfähigkeit des unmündigen Kindes und Verantwortung des Vormunds für nicht bezahlte Krankenkassenprämien, die vor Errichtung der Kindesschutzmassnahme angefallen sind

Fragestellung

Für ein Kleinkind drogenabhängiger Eltern, das im Oktober 2000 mit deren Einverständnis und gleichzeitiger Anordnung eines Obhutsentzugs bei den Grosseltern platziert wurde, wird ein Jahr später eine Vormundschaft errichtet und der Amtsvormund der Gemeinde mit der Führung der Vormundschaft beauftragt. Bei der Amtsübernahme stellt sich heraus, dass die Eltern seit der Geburt des Kindes im Dezember 1998 bis zur Fremdplatzierung im Oktober 2000 keine Krankenkassenprämien bezahlt haben.
Die Krankenkasse betreibt den Amtsvormund an seiner Privatadresse für die ausstehenden Krankenkassenprämien im Betrag von Fr. 1200.- Krankenkasse und Betreibungsamt seien der Auffassung, dass der Vormund auch für Forderungen betrieben werden könne, die vor der Amtsübernahme entstanden seien; ausserdem werde er im Betreibungsregister eingetragen.

Es stellen sich mehrere Fragen:

· Gegen wen richtet sich die Betreibung für ausstehende Krankenkassenprämien?

· Spielt es eine Rolle, ob die Forderung vor oder nach der Amtsübernahme entstanden ist?

· An welche Adresse ist die Betreibung zu richten?

· Wie kann sich der Vormund als Privatperson gegenüber allenfalls ungerechtfertigten Betreibungen wehren.

Erwägungen

· Die Betreibungsfähigkeit, d.h. die Fähigkeit selber zu betreiben oder betrieben zu werden, ist ein Aspekt der zivilrechtlichen Handlungsfähigkeit (Art. 12 – 19 ZGB) und setzt somit Urteilsfähigkeit und Mündigkeit voraus. Fehlt diese, sind die entsprechenden Erklärungen und Verfügungen dem gesetzlichen Vertreter zuzustellen (Art. 68 c SchKG. Gegen eine handlungsunfähige Person persönlich gerichtete Betreibungshandlungen sind nichtig (u.a. BGE 104 III 4).
· Ist der Vormund eine Privatperson, sind die entsprechenden Erklärungen und Verfügungen an dessen Privatadresse zu richten. Bei einem Amtsvormund gilt jedoch der Amtssitz als Zustelladresse. Dies ist zwar nicht gesetzlich geregelt (u.a. weil das Gesetz den Amtsvormund gar nicht kennt), aber zweckmässig und mit dem Betreibungsamt zu vereinbaren. Bei fehlender Einigung wäre vom Vormund die Aufsichtsbehörde mittels Aufsichtsbeschwerde anzurufen.
· Von der Betreibungsfähigkeit zu unterscheiden ist die Sachlegitimation d.h. die Frage, ob der in Anspruch genommene Schuldner zu Recht betrieben wird. Dies ist eine Frage des Zivilrechts und nicht des Betreibungsrechts. Falls die betriebene Person oder deren gesetzlicher Vertreter der Meinung ist, sie werde zu Unrecht betrieben, ist Rechtsvorschlag zu erheben
· Die unmündige oder entmündigte Person kann hingegen durchaus Schuldner sein. Ob dies im vorliegenden Fall zutrifft, kann aufgrund der zur Verfügung stehenden Informationen nicht schlüssig beurteilt werden. Die Krankenkassenprämien für Kleinkinder sind häufig Bestandteil des Vertrags zwischen Eltern und der Krankenkasse; in diesem Fall wären die Eltern Schuldner. Es ist jedoch auch möglich, dass durch den gesetzlichen Vertreter für das Kind ein separater Versicherungsvertrag abgeschlossen wurde. Wenn das Kind (oder die entmündigte Person) Schuldner ist, richtet sich die Betreibung gegen das Kind (oder die entmündigte Person) und nicht gegen den gesetzlichen Vertreter. Der Zahlungsbefehl und weitere Betreibungshandlungen sind lediglich an den gesetzlichen Vertreter zu richten, der im Vollstreckungsverfahren die Interessen der unmündigen oder entmündigten Person zu wahren hat. Der gesetzliche Vertreter kann demnach auch nicht als betriebene Person im Betreibungsregister eingetragen werden sondern lediglich als gesetzlicher Vertreter der betriebnen Person vermerkt werden.
· Bei der Amtsübernahme ist ein Inventar aufzunehmen (Art. 398 ZGB), das als Grundlage für die Rechnungsführung und Vermögensverwaltung des Vormunds dient (Ba K-Guler N 4). Das Inventar hat alle Aktiven und Passiven der bevormundeten Person zu enthalten Zu den Passiven gehören auch vor der Errichtung der Vormundschaft entstandene Schulden. 

· Der Vormund hat als gesetzlicher Vertreter die gesamten Interessen der bevormundeten Person wahrzunehmen und dazu gehört auch, im Rahmen der vorhandenen finanziellen Mittel (Einkommen und Vermögen) der bevormundeten Person für die Erfüllung ihrer Verpflichtungen zu sorgen, also auch Schulden zu bezahlen. Fehlen die Mittel dazu, endet das allfällige Betreibungsverfahren mit einem Verlustschein. 
Ob ausstehende Krankenkassenprämien rückwirkend durch die Sozialhilfe bezahlt werden, ist eine Frage des kantonalen Sozialhilferechts. Sicher gehören die Krankenkassenprämien zum Unterhaltsbedarf, der ab Anspruchsberechtigung auf Sozialhilfe, im vorliegenden Fall spätestens ab Bestehen der Vormundschaft, in der Bedarfsrechnung und Festsetzung der wirtschaftlichen Hilfe berücksichtigt werden müssen.  
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